
Hintergrundpapier: EnWG-Novelle als Chance für bezahlbare Energie 

 
 
Angesichts steigender Energiepreise und der strukturellen Risiken fossiler Energien braucht 

es verlässliche und bezahlbare Perspektiven für die Energieversorgung von 

Verbraucher*innen. 

 

Die Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) setzt hierfür einen überfälligen Rahmen: 

Sie ermöglicht erstmals eine geordnete Stilllegung der Gasinfrastruktur und schützt somit 

Verbraucher*innen vor langfristig steigenden Energiekosten und Netzentgelten. Damit 

schafft sie eine zentrale Voraussetzung für Planungssicherheit, Kostenstabilität und eine 

zukunftsfähige Energieversorgung. 

 

Entscheidend ist nun, diese Fortschritte konsequent zu sichern und das EnWG so 

auszugestalten, dass es Verbraucher*innen wirksam vor steigenden Kosten schützt und 

Planungssicherheit für Haushalte, Kommunen und Energieversorger schafft. 

Was die EnWG-Novelle richtig macht 

Die EnWG-Novelle ist ein zentraler Schritt für eine stabile und bezahlbare 

Energieversorgung,  insbesondere für Verbraucher*innen: 

 

●​ Geordnete Stilllegung der Gasnetze: Erstmals wird ein klarer Rechtsrahmen 

geschaffen, der Stilllegungen ermöglicht und damit strukturelle Fehlanreize im 

bisherigen System beendet. 

 

●​ Planungssicherheit für Haushalte: Verteilernetzentwicklungspläne schaffen 

Transparenz darüber, ob und wann ein Gasnetz stillgelegt wird. 

 

●​ Schutz vor unfairen Kosten (§18): Verbraucher*innen sollen nicht für die Stilllegung 

ihrer Anschlüsse zahlen müssen. 

 

●​ Begrenzung zukünftiger Kostensteigerungen: Eine koordinierte Stilllegung 

verhindert, dass immer weniger Haushalte die Kosten für ein schrumpfendes Gasnetz 

tragen müssen. 

 

Gerade dieser letzte Punkt ist entscheidend: Die Anzahl der gasnutzenden Haushalte sinkt 

bereits heute. Gleichzeitig bleiben die Kosten für den Betrieb der Gasnetze weitgehend 

konstant. Ohne klare Planung führt das zwangsläufig zu steigenden Netzentgelten  und 

damit zu erheblichen Mehrbelastungen für die verbleibenden Haushalte. 



 

Wo im EnWG noch nachgeschärft werden muss 

Damit die EnWG-Novelle ihre Wirkung vollständig entfalten kann, sind jedoch gezielte 

Verbesserungen notwendig: 

 

●​ Verbindlichere und schnellere Planung (§16b (2)): Verteilernetzentwicklungspläne 

müssen verpflichtend sein und flächendeckend bis spätestens 2029 ausgestaltet 

werden, damit frühzeitig Planungssicherheit für alle Beteiligten entsteht. 

 

●​ Kostenentwicklung stärker begrenzen: Die Regulierung muss sicherstellen, dass 

steigende Netzentgelte frühzeitig begrenzt werden und Verbraucher*innen nicht 

überproportional belastet werden. 

 

●​ Kommunen und Stadtwerke entlasten: Klare gesetzliche Vorgaben sind notwendig, 

damit Kommunen und Stadtwerke Planungssicherheit erhalten und nicht mit 

widersprüchlichen Erwartungen und zusätzlichem Kommunikationsaufwand belastet 

werden. 

 

●​ Schutzfrist für Biogasanlagen (§17l (5)): Der Anschluss von bestehenden 

Biogasanlagen darf nur mit Zustimmung des Betreibers vom Netz getrennt werden. 

Andernfalls gilt eine Frist von 20 Jahren. Das kann zu einem unwirtschaftlichen 

Weiterbetrieb von Gasnetzen führen.  

 

●​ Mieter*innen wirksam schützen: Mieter*innen tragen steigende Energie- und 

Netzkosten über die Nebenkosten, ohne Einfluss auf die Heizungsentscheidung zu 

haben. Das EnWG sollte sicherstellen, dass Kostensteigerungen nicht einseitig auf sie 

abgewälzt werden. 

 

●​ Festhalten an fossilem Gas (§114): Durch die Möglichkeit, auch nach 2045 und 2050 

mit CCS weiterhin fossiles Gas zu nutzen, wird im EnWG keine vollständige 

Unabhängigkeit von fossilen Energien angestrebt. Dies droht zu einer weiteren 

Abhängigkeit der weltweiten Preisschwankungen zu führen. 

 

Konkrete Handlungsempfehlungen 

 

Um die positiven Effekte der EnWG-Novelle zu sichern und Verbraucher*innen wirksam zu 

schützen, braucht es klare politische Nachsteuerung: 

 

●​ EnWG konsequent verbraucherorientiert weiterentwickeln: Durch eine 

Verpflichtung zu verbindlichen, flächendeckenden Verteilernetzentwicklungsplänen 

(§16b), klare Fristen (§17l) sowie eine einheitliche Zuständigkeit durch die 



Bundesnetzagentur (§16e), um Planungssicherheit zu gewährleisten und 

Kostensteigerungen zu begrenzen. 

 

●​ Netzentgelte stabilisieren und Kostenrisiken begrenzen: Regulatorische Instrumente 

müssen so ausgestaltet werden, dass steigende Netzkosten nicht überproportional 

auf verbleibende Haushalte umgelegt werden. 

 

●​ Verbraucher*innen gezielt schützen: Vermeidung neuer Kostenfallen durch 

koordinierte Infrastrukturplanung, frühzeitige und transparente Information über 

zukünftige Versorgungsstrukturen sowie zielgerichtete Unterstützung für besonders 

betroffene Haushalte sowie insbesondere ein wirksamer Schutz von Mieter*innen 

vor steigenden Nebenkosten. 

 

●​ Konsequentes Verbot von fossilem Gas (§114): Allerspätestens ab 2040 sollte kein 

fossiles Gas mehr zum Einsatz kommen dürfen. Die Hintertür CCS muss entsprechend 

geschlossen werden. 

 

Die EnWG-Novelle weist den richtigen Weg: Sie schafft die Grundlage für eine bezahlbare, 

planbare und krisenfeste Energieversorgung. Damit diese Wirkung tatsächlich bei den 

Verbraucher*innen ankommt, muss das Gesetz konsequent weiterentwickelt und an 

entscheidenden Stellen nachgeschärft werden. Nur so lässt sich sicherstellen, dass steigende 

Kosten begrenzt, Planungssicherheit geschaffen und soziale Belastungen – insbesondere für 

Mieter*innen – vermieden werden. 
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